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Die Bundesarbeitskammer ist die 
gesetzliche Interessenvertretung von 
rund 3,4 Millionen ArbeitnehmerIn-
nen und KonsumentInnen in Österre-
ich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen 
sozial-, bildungs-, wirtschafts und 
verbraucherpolitischen Angelegen-
heiten auf nationaler als auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. Darüber hinaus 
ist die Bundesarbeitskammer Teil der 
österreichischen Sozialpartnerschaft.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel 
wurde 1991 errichtet, um die Inter-
essen aller Mitglieder der Bunde-
sarbeitskammer gegenüber den 
Europäischen Institutionen vor Ort 
einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation von neun 
Arbeiterkammern auf Bundesländer-
ebene, die gemeinsam den gesetzli-
chen Auftrag haben, die Interessen 
ihrer Mitglieder zu vertreten. 

Rudi Kaske
Präsident

Im Rahmen ihrer Aufgaben bera-ten 
die Arbeiterkammern ihre Mitglieder 
unter anderem in Fragen des Arbe-
itsrechts, des Konsumentenschutzes, in 
Sozial- und Bildungsangelegenheiten. 
Mehr als drei Viertel der rund 2 Mil-
lionen Beratungen jährlich betreffen 
arbeits-, sozial- und insolvenzrechtli-
che Fragestellungen. Darüber hinaus 
nimmt die Bundesarbeitskammer im 
Rahmen von legislativen Begutach-
tungsverfahren die Aufgabe wahr, die 
Positionen der ArbeitnehmerInnen und 
der KonsumentInnen gegenüber dem 
Gesetzgeber in Österreich als auch auf  
EU-Ebene einzubringen. 

Alle österreichischen ArbeitnehmerIn-
nen sind per Gesetz Mitglied der Ar-
beiterkammern. Die Mitgliedsbeiträge 
sind gesetzlich geregelt und betragen 
0,5 Prozent des Bruttoeinkommens 
(maximal bis zur Höchstbemessungs-
grundlage in der Sozialversicherung). 
560.000 (ua Arbeitslose, Eltern in 
Karenz, Präsenz- und Zivildiener) der 
rund 3 Millionen Mitglieder sind von 
der Zahlung des Mitgliedsbeitrages 
befreit, haben aber Anspruch auf das 
volle AK-Leistungsangebot!

Werner Muhm
Direktor

Wir über uns

www.akeuropa.eu
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Die Position der AK im Einzelnen
Die österreichische Bundesarbeitskam-
mer (AK) legt hiermit ihre Anmerkungen 
und Vorschläge zum Entwurf des Erst-
berichts der Handels-Nachhaltigkeits-
folgenabschätzung (Trade Sustainabi-
lity Impact Assessment, SIA) in Bezug 
auf das Handels- und Investitionsab-
kommen zwischen der EU und den USA 
(der Transatlantic Trade and Investment 
Partnership, TTIP) vor. In Bezug auf un-
sere allgemeinen Positionen zur TTIP 
verweisen wir auf das AK EUROPA-Po-
sitionspapier von Mai 2013.1 

Allgemeine Anmerkungen

Im Allgemeinen sind wir der Meinung, 
dass Nachhaltigkeitsfolgenabschät-
zungen bei der detaillierten Bewertung 
der potenziellen Auswirkungen von 
Handels- und Investitionsabkommen 
der EU auf Beschäftigung, Arbeitsbe-
dingungen, Soziales, Umwelt- und 
KonsumentInnenschutz, Menschen-
rechte usw eine wichtige Rolle spielen 
können. Das  vorgeschlagene konkrete 
Forschungsdesign, die Methodologie 
und das Verfahren zur Erstellung des 
Berichts stellen unserer Ansicht nach 
jedoch keine solide Grundlage für 
eine Analyse dar, die geeignet ist, der 
Handels- und Investitionspolitik der EU 
eine sozial und ökologisch nachhaltige 
Richtung zu geben.

Wir möchten einleitend anmerken, dass 
eine gut fundierte Nachhaltigkeitsfol-
genabschätzung vor der Annahme des 
Verhandlungsmandats der EU hätte er-
stellt werden müssen. Die Tatsache, dass 
eine von der Europäischen Kommission 
in Auftrag gegebene Analyse der po-
tenziellen Auswirkungen der TTIP auf 

nachhaltige Entwicklung erst eineinhalb 
Jahre nach Beginn der Verhandlungen 
zur Verfügung stehen wird, zeigt, dass 
das Verhandlungsmandat und die zur-
zeit stattfindenden Verhandlungen nicht 
auf soliden Erwägungen der sozialen,  
ökologischen und menschenrechtlichen 
Auswirkungen basieren. 
 
Konsultation mit Interessengrup-
pen 

Wir möchten deutlich unterstrei-
chen, dass es notwendig ist, den For-
schungsprozess auf ein tatsächlich 
ausbalanciertes Konsultationsverfah-
ren zu stützen. Dies ist essenziell, um 
die demokratische Repräsentativität 
des Beratungsprozesses für Handels-
Nachhaltigkeitsfolgenabschätzungen 
zu gewährleisten. Der enge Zeitrahmen 
für Anmerkungen nach dem Zivilgesell-
schaftsdialog am 1. April 2014 bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dem der Erstbericht abge-
schlossen werden sollte, ermöglichte 
jedoch keine rechtzeitige Einbeziehung 
zentraler Interessengruppen. Darüber 
hinaus zeigt die Liste in Anhang C, dass 
die Interessengruppen, deren Meinung 
zur Auswahl der Wirtschaftssekto-
ren bisher berücksichtigt wurde, zum  
größten Teil Unternehmensinteressen 
verfolgen, während ArbeitnehmerIn-
nen-, KonsumentInnen-, Umwelt-
schutz- und andere Organisationen des 
öffentlichen Interesses in deutlich gerin-
gerem Ausmaß vertreten sind. Zudem 
leidet der Konsultationsprozess unter 
der Tatsache, dass die meisten Inter-
essengruppen nicht über ausreichende 
Informationen zu den Verhandlungsthe-
men verfügen, da sie keinen Zugang zu 
den Verhandlungsdokumenten haben. 

www.akeuropa.eu
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Die vorhandenen ökonomischen 
Studien zu TTIP: eine fehlerhafte 
Basis für Nachhaltigkeitsfolgenab-
schätzungen   
 
Der Entwurf des Erstberichts bezieht 
sich auf eine Reihe von ökonomischen 
Studien über die wirtschaftlichen Aus-
wirkungen von TTIP. In diesem Zusam-
menhang werden unter anderem die 
Studien von Ecorys2, CEPR3 und Ifo/
Bertelsmann Stiftung4 als Hauptbeiträ-
ge genannt. Der Entwurf des Erstbe-
richts gibt an, dass „es das Ziel dieser 
Handels-Nachhaltigkeitsfolgenab-
schätzung ist, die Ergebnisse dieser 
Studien zur Basis zu nehmen und über 
sie hinauszugehen, indem weiter auf 
die erwarteten sozialen, ökologischen 
und menschenrechtlichen Auswirkun-
gen eingegangen wird und detaillierte-
re Untersuchungen über die erwarteten 
Auswirkungen auf sektoraler Ebene zur 
Verfügung zu stellen“5. 

Aus Sicht der AK enthalten die Studi-
en, die als Grundlage für die Nach-
haltigkeitsfolgenabschätzung dienen, 
schwerwiegende Mängel und stellen 
keine solide Grundlage für eine Bewer-
tung der möglichen Auswirkungen der 
TTIP auf nachhaltige Entwicklung dar. 
Im Hinblick auf Analysen der methodi-
schen Mängel dieser Studien beziehen 
wir uns auf unser kurzes Übersichtspa-
pier, das eine Analyse der wichtigsten 
Studien zu den Auswirkungen von TTIP 
enthält6, sowie auf eine neue ökono-
mische Studie der Österreichischen 
Forschungsstiftung für Internationale 
Entwicklung (ÖFSE)7, die eine kritische 
Bewertung der Ergebnisse und der Me-
thoden ausgewählter existierender Stu-
dien zur TTIP durchführt. Die folgenden 
Bemerkungen stellen nur einen kurzen 
Überblick über die Defizite der ökono-
mischen Studien zu den Auswirkungen 
der TTIP dar. 

Zunächst ist die Definition von nichtta-
rifären Handelshemmnissen (non-tariff 
barriers, NTBs) und nichttarifären Maß-
nahmen (non-tariff measures, NTMs) in 
vielen Studien sehr vage. Beispielswei-
se beinhaltet die sehr breite Definition 
von NTMs in der Studie von Ecorys8, die 
auch als Basis für die Studie von CEPR9 
herangezogen wird, jegliche Form von 
Regulierungsunterschieden zwischen 
den beiden Wirtschaftsräumen. Zudem 
kann argumentiert werden, dass die 
Quantifizierung der Kosten von NTMs 
für Unternehmen – die wiederum die 
Ergebnisse der ökonomischen Auswir-
kungen von TTIP festlegen – verzerrt ist, 
sodass die Kosten für Unternehmen 
tendenziell überschätzt werden.10 

Zweitens vernachlässigen die ge-
nannten ökonomischen Studien zu 
TTIP die sozialen Kosten, die aus einer 
Regulierungsänderung, dh der Elimi-
nierung oder Anpassung von NTMs, 
entstehen können. Wie die Analyse der 
ÖFSE deutlich aufzeigt, 

„gehen alle Studien, vor allem 
aber die Ecorys-Studie, davon aus, 
dass eine Verringerung der NTM das 
Gemeinwohl steigert. Dies ignoriert, 
dass NTM wie Gesetze, Regulierungen 
und Normen politische Ziele verfolgen. 
Sie korrigieren Marktversagen oder ver-
folgen kollektive gesellschaftliche Prä-
ferenzen. Somit sind sie an sich wohl-
fahrtssteigernd. Die Eliminierung oder 
Anpassung von NTM führt daher zu so-
zialen Kosten für die Gesellschaft. Dies 
gilt gleichermaßen für die Eliminierung, 
die Harmonisierung und die gegen-
seitige Anerkennung von NTM. Erstens 
bringt die Harmonisierung von NTM, 
wie zB technischen Normen, kurzfristi-
ge Anpassungskosten für öffentliche In-
stitutionen und Unternehmen mit sich, 
die ihre Verwaltungsprozesse, Produk-
tionsverfahren und Produkte den neuen 
Normen anpassen müssen. Zweitens 
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steigert die gegenseitige Anerkennung 
von Regulierungen und Normen die In-
formationskosten für KonsumentInnen, 
da diese mit einer komplexeren und 
möglicherweise weniger transparen-
ten Vielfalt zulässiger Normen, zB für 
Konsumgüter und -dienstleistungen, 
konfrontiert sein werden. Drittens wird 
die Eliminierung von NTM zu einem 
möglichen Verlust des Gemeinwohls 
der Gesellschaft führen, sofern diese 
Eliminierung die öffentlichen Gemein-
wohlziele (zB KonsumentInnenschutz, 
Gesundheit, Umweltschutz) bedroht, für 
die nicht durch eine andere Maßnahme 
oder politische Regelung Sorge getra-
gen wird“11. 

Darüber hinaus ignorieren bzw un-
terschätzen die ökonomischen Stu-
dien zu den Auswirkungen von TTIP 
zumeist die makroökonomischen 
Anpassungskosten, vor allem in Ver-
bindung mit Veränderungen der Lei-
stungsbilanz, Einnahmenverlusten der 
öffentlichen Haushalte durch Zollsen-
kungen sowie Auswirkungen auf die 
Höhe der Arbeitslosigkeit.12 In Bezug 
auf letzteren Aspekt ist es wichtig zu er-
wähnen, dass die meisten TTIP-Studien, 
vor allem die CEPR-Studie, bedeutende 
Arbeitsplatzverluste in jenen Sektoren 
prognostizieren, in denen als Ergebnis 
des Handelsabkommens ein verstärk-
ter Wettbewerb zu verzeichnen sein 
wird. Die den wichtigsten TTIP-Studien 
zugrundeliegende Annahme, dass die 
Auswirkungen von Arbeitsplatzverlu-
sten aufgrund der TTIP vernachlässig-
bar seien, da diese in einem kurzen 
Zeitraum von Sektoren mit gestiegener 
Nachfrage aufgefangen werden könn-
ten, ist höchst fragwürdig. Vielmehr 
sind beträchtliche Anpassungskosten 
als Ergebnis von Arbeitsplatzverlusten 
zu erwarten, die in den relevanten öko-
nomischen Studien zu TTIP nicht be-
rücksichtigt werden. Dies ist umso pro-
blematischer, als empirische Studien 

„darauf hinweisen, dass (i) die 
meisten entlassenen Arbeitskräfte in 
ihren neuen Stellen weniger verdienen, 
(ii) die Umschulungskosten vor allem für 
weniger gut ausgebildete Arbeitskräfte 
beträchtlich sein können und (iii) ein Teil 
der entlassenen Arbeitskräfte, vor allem 
ältere und weniger gut ausgebildete, 
aller Wahrscheinlichkeit nach langfristig 
arbeitslos bleiben, wodurch bedeuten-
de Kosten für die nationalen Arbeitslo-
senversicherungen und Sozialausga-
ben entstehen. Diese Anpassungsko-
sten werden im Allgemeinen in Zeiten 
wirtschaftlicher Krisen und bei niedriger 
Arbeitsmarktmobilität höher sein. Beide 
Bedingungen treffen auf die aktuelle Si-
tuation in der EU zu“13. 

Schwächen von CGE-Modellen 

Im Sinne einer grundlegenden Kritik 
kann darauf verwiesen werden, dass 
zahlreiche wissenschaftliche Veröffent-
lichungen die Schwächen der Anwen-
dung von Computable General Equili-
brium (CGE)-Modellen zur Messung der 
Auswirkungen von Handelsliberalisie-
rung aufzeigen. Die vorhandenen Er-
fahrungen mit CGE-Modellen von Han-
delsliberalisierungen zeigen, dass die 
Validität ihrer Ergebnisse stark von der 
Verfügbarkeit zuverlässiger und stabiler 
Daten abhängt - eine Voraussetzung, 
die oft nicht erfüllt wird. Darüber hin-
aus tendieren CGE-Modelle dazu, die 
wirtschaftlichen Auswirkungen einer 
Liberalisierung des Handels zu über-
schätzen. Dies war beispielsweise bei 
NAFTA und der WTO-Uruguay-Runde 
der Fall. Es muss daher betont wer-
den, dass hinsichtlich erkenntnistheo-
retischer Gesichtspunkte CGE-Modelle 
Gedankenexperimente sind, und daher 
berücksichtigt werden muss, dass ihre 
Vorhersagen spekulativ sind. Das Aus-
maß an Vertrauen seitens politischer 
EntscheidungsträgerInnen gegenüber 
solchen Prognosen sollte daher dem-
entsprechend gering sein.14

www.akeuropa.eu


www.akeuropa.eu Stellungnahme zum Entwurf des Erstberichts der Handels-Nachhaltigkeitsfolgenabschätzung 
der Transatlantic Trade and Investment Partnership (TTIP)   
 6

Wenn die quantitativen Analysen, die 
bei der Handels-Nachhaltigkeitsfolgen-
abschätzung durchgeführt werden sol-
len, die Ergebnisse der erwähnten Stu-
dien, vornehmlich der CEPR-Studie, als 
Grundlage nehmen, riskiert die Nach-
haltigkeitsfolgenabschätzung daher, 
fehlerhafte Bewertungen der sozialen 
Auswirkungen der TTIP als Basis für 
die weiterführenden Berechnungen 
zu verwenden. 

Bewertung der Implikationen von 
Investitionsschutzbestimmungen  

Vor dem Hintergrund der aktuell ge-
führten politischen Diskussion über die 
Gefahren durch Investitionsschutzbe-
stimmungen und den Investor-Staat-
Streitbeilegungsmechanismus (investor-
state dispute settlement, ISDS) reicht 
der kurze Verweis auf ISDS im Entwurf 
des Erstberichts bei Weitem nicht aus, 
um die Auswirkungen von Investitions-
schutzbestimmungen und des ISDS auf 
den politischen Handlungsspielraum 
zur Regulierung im öffentlichen Interesse 
und auf öffentliche Haushalte sinnvoll 
untersuchen zu können. 

Im Erstbericht-Entwurf wird erwähnt: 
„Wir werden insbesondere untersu-
chen, wie ISDS im Kontext von Umwelt-
regulierung funktioniert und inwieweit 
die vorgeschlagenen Verbesserungen 
des Investitionsschutzes die Situation in 
ökologischer Hinsicht verändern könn-
ten“15. Dies wirft die Frage auf, warum 
die Konsequenzen von ISDS in TTIP nur 
in Bezug auf die Umweltpolitik in Be-
tracht gezogen werden. Wir halten die-
se Betrachtungsweise für völlig unzu-
reichend, da Investitionsschutzbestim-
mungen und ISDS Folgen für eine Reihe 
politischer Bereiche haben können, 
wie etwa ArbeitnehmerInnenschutz, 
Sozial-, Gesundheits-, Wirtschafts- und 
Steuerpolitik, um nur einige wenige Be-
reiche zu erwähnen. 

Damit die Auswirkungen der von der 
Kommission vorgeschlagenen „Ver-
besserungen“ der Investitionsschutzbe-
stimmungen im Rahmen einer Analyse 
von ISDS-Fällen umfassend bewertet 
werden können, müssen die ISDS-Fälle 
unter NAFTA analysiert werden. Die so-
genannten „Verbesserungen“ entspre-
chen schließlich den Bestimmungen 
zum Investitionsschutz in NAFTA. Die 
Bewertung der Konsequenzen einer 
Einbeziehung von Investitionsschutzbe-
stimmungen und ISDS muss eine Ana-
lyse der Auswirkungen auf den politi-
schen Handlungsspielraum von Regie-
rungen zur Regulierung im öffentlichen 
Interesse sowie mögliche Belastungen 
für öffentliche Haushalte aufgrund be-
deutender Kompensationszahlungen 
umfassen. 

Diese Auswirkungen können gut anhand 
jener ISDS-Fälle unter NAFTA gezeigt 
werden, in denen Kanada oder Mexiko 
den Investor-Staat-Streitbeilegungs-
prozess verloren haben. ISDS-Fälle ge-
gen die US-amerikanische Regierung 
sollten nicht Gegenstand dieser Analyse 
sein, da diese Fälle kein unverzerrtes 
Bild der zu erwartenden Auswirkungen 
auf den politischen Handlungsspielraum 
und die öffentlichen Haushalte abgeben. 
Aufgrund der politischen Machtstellung 
der USA und der eindeutigen Befangen-
heit der Schiedsgerichte in den Fällen 
mit Beteiligung der US-amerikanischen 
Regierung sind diese nicht repräsentativ 
für das internationale Investitionsrecht. 
Darüber hinaus sollten jene ISDS-Fälle, 
in denen Unternehmen mit Sitz in der 
NAFTA-Region andere, insbesondere sü-
damerikanische, Staaten geklagt haben, 
in der Analyse berücksichtigt werden. 

Wir weisen darauf hin, dass die Aufnah-
me von interpretativen Annexen in den 
Abkommenstext – die von der Kommis-
sion als neuer Ansatz verfolgt wird – in 
der Praxis bei Abkommen, die diesen 
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Ansatz verwenden, keine Verbesse-
rungen gebracht hat. Dies liegt daran, 
dass die Schiedsgerichte in mehreren 
Fällen die Annexe in ihrer Entscheidung 
nicht als relevant anerkannt haben. 

Bei der Bewertung von ISDS muss auch 
in Betracht gezogen werden, dass das 
internationale Investitionsrecht kein 
“Case Law“ darstellt. Im Gegenteil steht 
es den Schiedsgerichten frei, ihre jewei-
lige Interpretation der Investitionsab-
kommen anzuwenden, wodurch eine 
ernsthafte Darstellung der möglichen 
Auswirkungen von ISDS auf den Wohl-
fahrtsstaat sehr erschwert wird.    

Potenziell unausgewogene Aus-
wahl der Wirtschaftssektoren für 
die vertiefende Analyse

Da sich die Handels-Nachhaltigkeitsfol-
genabschätzung stärker auf die Aus-
wirkungen auf der sektoralen Ebene 
und weniger auf die makroökonomi-
schen Auswirkungen der TTIP konzen-
trieren soll, ist die Auswahl der Sekto-
ren, die einer tiefgreifenden Analyse 
unterzogen werden, sowie die ange-
wandte Methode von entscheidender 
Bedeutung. In diesem Zusammenhang 
möchten wir unsere Kritik am Aus-
wahlverfahren von Sektoren für die 
vertiefende Analyse äußern. 

Wie oben bereits erläutert, sind wir der 
Meinung, dass die CEPR-Studie keine soli-
de Grundlage für eine Nachhaltigkeitsfol-
genabschätzung darstellt. Unbeschadet 
dessen ist es dennoch bemerkenswert, 
dass von den acht Sektoren, die für die 
vertiefende Untersuchung vorgeschla-
gen wurden, bei nur einem (elektronische 
Geräte und elektrontechnische Anlagen) 
laut CEPR-Schätzung ein Beschäftigungs-
rückgang aufgrund der TTIP zu erwarten 
ist. Angesichts des Zwecks der Nach-
haltigkeitsfolgenabschätzung scheint es 
fraglich, ob die für die detaillierte Analyse 
vorgeschlagenen Sektoren, für die zum 

größten Teil Vorteile durch die TTIP erwar-
tet werden, zu unvoreingenommenen 
Ergebnissen bezüglich der sektorbezoge-
nen Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit 
führen werden. 

Bewertung potenzieller Handelslibe-
ralisierungen bei Dienstleistungen und 
der Mobilität natürlicher Personen 

Vor dem Hintergrund der anhaltenden 
wirtschaftlichen Krise bestehen auch 
ernsthafte Bedenken hinsichtlich der 
Auswirkungen von Handelsabkommen 
wie der TTIP auf Arbeitsmärkte, natio-
nales Arbeitsrecht und kollektivvertrag-
liche Bestimmungen. Dieses Problem 
beschränkt sich nicht auf schlecht be-
zahlte Stellen für Arbeitskräfte mit ge-
ringer Qualifizierung, sondern erstreckt 
sich zunehmend auch auf Beschäfti-
gungen, die höhere Qualifikationen 
und Fachkenntnisse voraussetzen und 
deshalb auch besser bezahlt sind. Die 
aktuellen Anstrengungen zur Liberali-
sierung des Handels mit Dienstleistun-
gen und zur Mobilität natürlicher Perso-
nen (Mode 4) durch sogenannte „GATS 
plus“-Bestimmungen zeigen in dieselbe 
Richtung. In dieser Hinsicht bleibt jede 
weitere Liberalisierung von Mode 4 
(temporäre grenzüberschreitende Mo-
bilität natürlicher Personen) ein sen-
sibler Punkt – insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass offensive Ansätze zu 
den Bestimmungen von Mode 4 sogar 
die allgemeine Abschaffung der Mög-
lichkeit beanspruchen, ökonomische 
Bedarfsprüfungen in den betreffenden 
Sektoren durchzuführen. Aus diesem 
Grund müssen die (Anpassungs-)Ko-
sten für Arbeitsplatzverluste in der EU 
als Folge der Handelsliberalisierung 
ebenso untersucht werden wie die Aus-
wirkungen möglicher Liberalisierungs-
verpflichtungen im Rahmen der tem-
porären Entsendung von Arbeitskräften 
zur Erbringung von Dienstleistungen auf 
nationale Arbeits-, Sozial- und kollektiv-
vertragliche Bestimmungen. 
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Im Hinblick auf die potenziellen Gefah-
ren für öffentliche Dienstleistungen 
durch Handelsabkommen verweisen 
wir auf den Bericht zum Seminar „The 
politics of Globalization and public ser-
vices: putting EU´s trade and investment 
agenda in its place“16. 

Wir unterstützen die Anmerkungen 
der EPSU im Rahmen der Stakeholder-
Beiträge, dass die EU – in Übereinstim-
mung mit ihren Werten und Prinzipien 
für die interne und externe Politik, wie 
sie im Vertrag festgehalten sind – die 
Solidaritätsmechanismen fördern soll, 
die für die Entwicklung von universell 
zugänglichen, hochwertigen öffentli-
chen Dienstleistungen mit guten Be-
schäftigungsbedingungen (wie im Pro-
tokoll Nr 26 des Vertrags von Lissabon 
zu Dienstleistungen im allgemeinen 
Interesse, der Charta der Grundrechte 
usw dargelegt) unverzichtbar sind, und 
sicherstellen soll, dass die Mitgliedstaa-
ten (und die lokalen Behörden) weitge-
hende Entscheidungsfreiheit in Bezug 
auf die Organisation dieser Dienstlei-
stungen (Subsidiaritätsprinzip, zB im 
Gesundheitswesen und bei sozialen 
Dienstleistungen) haben. Es ist wichtig 
einzuschätzen, inwiefern die TTIP die-
sen Zielen entgegenwirken kann, wenn 
öffentliche Dienstleistungen von dem 
Handelsabkommen erfasst werden. 

Aus der Sichtweise der Politikkohä-
renz wäre es zudem besonders wich-
tig, dass die Nachhaltigkeitsprüfungen 
auch die potenziellen Auswirkungen 
der TTIP auf das Menschenrecht auf 
universellen Zugang zu Wasser und sa-
nitärer Versorgung und die Einhaltung 
der Forderungen der Europäischen 
BürgerInneninitiative „right2water“17 in 
den TTIP-Verhandlungen bewertet.  In 
diesem Zusammenhang verweisen 
wir auf das kürzlich veröffentlichte AK 
EUROPA-Positionspapier über Konzes-
sionen und öffentlich-private Partner-
schaften in TTIP.18 
 

Qualitative Analyse von sozialen 
Rechten und Menschenrechten

In Bezug auf die geplante qualitative 
soziale Analyse der TTIP schlägt der Be-
richt eine Fallstudie vor, die „die Wahr-
scheinlichkeit, dass Standards zur Ar-
beitnehmerInnenschutzgesetzgebung 
in ausgewählten EU-Mitgliedstaaten 
abgesenkt werden“19, bewerten soll. 
Diese Untersuchung soll durch Inter-
views und Recherche von Sekundärlite-
ratur erfolgen. Es bleibt jedoch unklar, 
wie diese Bewertungen genau durch-
geführt werden sollen.  
 
Obwohl der Entwurf des Erstberichts der 
Nachhaltigkeitsfolgenabschätzung ILO-
Übereinkommen als Elemente jener 
Regeln erwähnt, innerhalb derer Arbeit-
geberInnen und ArbeitnehmerInnen 
handeln, werden ILO-Übereinkommen 
nicht als konkretes Untersuchungsob-
jekt der Studie angegeben. Wir sind 
davon überzeugt, dass es eine der 
wichtigsten Aufgaben der Nachhaltig-
keitsfolgenabschätzung sein sollte, zu 
analysieren, wie das Kapitel zu Han-
del und nachhaltiger Entwicklung in 
der TTIP gestaltet werden muss, um in 
den Bereichen Beschäftigung, Men-
schenrechte und Umwelt zu nachhal-
tiger Entwicklung beizutragen. Seit der 
Einführung der „Global Europe“-Stra-
tegie 2006 beinhalten die Handelsab-
kommen der EU Nachhaltigkeitskapitel. 
Die Bestimmungen zu Arbeitsrechten 
in den bestehenden Handelsabkom-
men der EU sind jedoch oft vage, und 
es bestehen keine bindenden Durch-
setzungsmechanismen, durch die 
Sanktionen auferlegt werden könnten, 
wenn Arbeitsstandards nicht eingehal-
ten werden. Um Politikempfehlungen 
zur Gestaltung des Nachhaltigkeitska-
pitels in einem Handelsabkommen mit 
den USA abgeben zu können, wäre es 
notwendig zu bewerten, inwiefern die 
kürzlich abgeschlossenen Handelsab-
kommen der EU (zB das EU-Südkorea-
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Handelsabkommen) bei der Verhinde-
rung von Verstößen gegen Arbeitsrech-
te erfolgreich waren. 

Für weitere Informationen möchten wir 
auch auf eine von der Arbeiterkammer 
Wien in Auftrag gegebene Studie zu 
Sozialstandards in Nachhaltigkeitska-
piteln  von Handelsabkommen hinwei-
sen.20 

In Bezug auf Auswirkungen auf Men-
schenrechte verweisen wir auf zusätz-
liche Quellen, die konkrete Vorschläge 
für die Menschenrechtsanalyse von 
Handelsabkommen enthalten.21  
 
Fehlende Analyse der Gefahren 
für den KonsumentInnenschutz 

Auch die potenziellen Folgen der re-
gulatorischen Konvergenz im Zuge 
der TTIP für KonsumentInnen müssen 
systematisch untersucht werden. Eine 
Harmonisierung oder gegenseitige 
Anerkennung von Standards kann zu 
einer Absenkung der KonsumentIn-
nenschutzstandards (zB Lebensmittel-
sicherheit, Gesundheits- und Sicher-
heitsbestimmungen, Datenschutz usw) 
führen. Der aktuelle Entwurf des Erstbe-
richts berücksichtigt KonsumentInnen 
lediglich in Bezug auf die erwarteten 
Auswirkungen auf das Preisniveau 
und im Bereich zu den Auswirkungen 
auf die Umwelt. Die große Bandbreite 
möglicher negativer Auswirkungen auf 
den KonsumentInnenschutz aufgrund 
regulatorischer Konvergenz in der TTIP 
muss jedoch systematisch untersucht 
werden. 
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